
ben sich die Fraktionen der CDU, der FDP und der
GRÜNEN im saarländischen Landtag auf einen ge-
meinsamen Antrag verständigt, dem der Koalitions-
vertrag der Jamaika-Koalition in diesem Land zu-
grunde liegt. Wir haben in diesem Vertrag verein-
bart, dass wir als Saarland am Atomausstieg festhal-
ten wollen und dass das Saarland im Bundesrat -
sollte es dort zu einer entsprechenden Abstimmung
kommen - gegen eine Laufzeitverlängerung stimmen
wird. Das heißt: Das Saarland steht zum Atomaus-
stieg, wie er von der rot-grünen Bundesregierung im
Jahr 2002 vereinbart wurde.

Dies hat gute Gründe. Als Regierungsfraktion sind
wir uns der Tatsache bewusst, dass eine Laufzeit-
verlängerung, die ja immerhin zwischen acht und
vierzig Jahren liegen wird und in der Praxis bedeu-
ten wird, dass die Kernreaktoren in Deutschland bis
zum Jahr 2040 laufen werden - wenn man Rest-
strommengen überträgt, sogar bis zum Jahr 2050 -,
auch Auswirkungen hier im Saarland haben wird,
beispielsweise auf die saarländische Wirtschaft, bei-
spielsweise auf die saarländischen Kommunen. Die-
se haben in dezentrale Kraftwerke der Spitzen- und
Mittellasttechnik investiert. Wird die Laufzeit für
Atomkraftwerke verlängert, können sie - ich sage
bewusst „können“, weil es nicht unbedingt so sein
muss - wirtschaftliche Probleme bekommen. Diese
Gefahr steht im Raum. Darüber hinaus - auch das
ist uns bewusst - wird mit dieser Laufzeitverlänge-
rung die Einführung der erneuerbaren Energien bun-
desweit beeinträchtigt. Sie wird nach hinten gescho-
ben. Auch dies hat wiederum direkte Auswirkungen
auf die saarländische Wirtschaft. Zum Beispiel wer-
den bei der Dillinger Hütte Stähle für Windkraftanla-
gen erzeugt. Werden jedoch weniger Windkraftanla-
gen gebaut, werden an die Dillinger Hütte weniger
Aufträge vergeben.

Mit der Entscheidung der Bundesregierung, die
Laufzeit für Kernkraftwerke um den genannten Zeit-
raum zu verlängern, kann die Geschäftsgrundlage
vieler Investitionen im Saarland beeinträchtigt wer-
den. Vor diesem Hintergrund fordern wir als Koaliti-
onsfraktionen mit unserem Beschlussantrag die
saarländische Landesregierung auf, die Verlänge-
rung der Nutzung der Kernkraft abzulehnen. Das ist
der eine Punkt. Zweitens wird von einigen Landesre-
gierungen und Bundestagsfraktionen auch eine Kla-
ge gegen diese Laufzeitverlängerung und die Nicht-
beteiligung des Bundesrates in dieser Angelegenheit
in Erwägung gezogen. Unser Antrag hat zum Inhalt,
dass auch die saarländische Landesregierung eine
Klage in diesem Zusammenhang auf ihre Sinnhaftig-
keit prüft. Vor diesem Hintergrund bitte ich um Zu-
stimmung zu unserem Antrag. - Vielen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Ulrich. - Zur Be-
gründung des Antrags der SPD-Landtagsfraktion,
Drucksache 14/281, erteile ich Frau Abgeordneter
Anke Rehlinger das Wort.

Abg. Rehlinger (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Kollege Ulrich, Sie haben eben gesagt,
das Saarland stehe zu dem Atomausstieg, wie er
von Rot-Grün vereinbart worden sei. Ich habe, als
Sie dies ausgesprochen haben, bei Ihren CDU-Kol-
legen ein Zucken in den Gesichtern gesehen. Die-
ses Zucken war möglicherweise auch der Grund da-
für, dass Ihr Antrag in Absatz 2 eine Neufassung er-
fahren hat. Dort heißt es jetzt, man stehe zum Aus-
stieg auf der Grundlage des Koalitionsvertrags. Ich
denke, das ist auch ein Hinweis darauf, wie die tat-
sächliche Gemengelage hier im Saarland aussieht.

(Zurufe der Abgeordneten Ulrich (B 90/GRÜNE)
und Schmitt (CDU).)

Herr Ulrich, das werde ich Ihnen nachher ausführ-
lichst erklären. - Meine sehr verehrten Damen und
Herren, der von der rot-grünen Bundesregierung
ehedem mit den Atomkonzernen vereinbarte Kom-
promiss war ein gesamtgesellschaftlicher Kompro-
miss, eine Vereinbarung, die im Übrigen über das
rot-grüne Lager hinaus Akzeptanz hatte und eine
klare politische Vorgabe für die Zukunft gemacht
hat. Diesen historischen Kompromiss nun aufzubre-
chen, kommt im Grunde genommen dem Öffnen der
Büchse der Pandora gleich. Meine sehr verehrten
Damen und Herren, diese Vorgehensweise der
schwarz-gelben Bundesregierung ist töricht, leicht-
fertig und schließlich auch unverantwortlich.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Das Ergebnis dieses Atomdeals schafft eine ganz
klare Gewinner- und Verliererstruktur. Auf der einen
Seite steht die sehr überschaubare Gruppe der Ge-
winner, nämlich die großen vier Atomkonzerne. Sie
haben sozusagen den Jackpot geknackt. Für sie war
der besagte Sonntag wie Ostern und Weihnachten
zusammen. Ich bin mir sicher, nachdem die Kanzle-
rin sie persönlich telefonisch über das Ergebnis in-
formiert hat, haben dort bestimmt die Sekt - oder
besser Champagnerkorken geknallt. Immerhin spült
ihnen die Bundesregierung mit ihrer Politik auf einen
Schlag rund 60 Milliarden Euro zusätzliche Gewinne
in die Kassen. Nicht umsonst schnellten auch die
Aktienkurse der großen Vier einen Tag nach der
Entscheidung in die Höhe.

Auf der anderen Seite steht eine sehr viel größere
Gruppe, nämlich die Gruppe der Verlierer. Da sind
zunächst einmal die Bürgerinnen und Bürger, vor al-
lem aber auch die künftigen Generationen. Da ist die
Umwelt, der Klimaschutz, da sind die erneuerbaren
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Energien mit ihrer gesamten Branche, die dahinter
steht, es sind die Stadtwerke und so weiter. Meine
sehr verehrten Damen und Herren, die Kanzlerin hat
den Atomdeal als Revolution bezeichnen. Dies ist
keine Energierevolution, sondern vielmehr die er-
schreckende Kapitulation einer Regierung vor der
Atomlobby.

(Beifall von der SPD.)

Nie hat Politik stärker den Eindruck von Käuflichkeit
erweckt als im Zusammenhang mit dieser Entschei-
dung.

(Beifall von der SPD.)

Union und FDP haben sich Sicherheit und Zukunft
abkaufen lassen, um vermeintliche Haushaltssanie-
rung betreiben zu können. Diese Rechnung kann
nicht aufgehen. Ich will es gleich an einem Beispiel
festmachen. Es ist die Brennelemente-Steuer. Allein
die Einnahmen aus dieser Steuer werden durch die
Sanierung der maroden Lagerstätten wie Asse und
Morsleben aufgezehrt. Das ist eine Milchmädchen-
rechnung, wie sie besser nicht aufgemacht werden
könnte.

(Beifall von der SPD und bei der LINKEN.)

Kolleginnen und Kollegen, Kernkraft ist eine Techno-
logie, die verantwortlich nicht beherrscht werden
kann - siehe Tschernobyl und die Atommüllendlager,
auf die ich später noch zurückkomme. Deshalb ist
die Laufzeitverlängerung von Atomkraftwerken in
höchstem Maße rückschrittlich, gefährlich und wirt-
schaftlich unsinnig. Um es auf den Punkt zu bringen:
Mit dieser Energiepolitik wird die Bundesregierung
selbst zum Störfall, zum Störfall für nachhaltige, be-
zahlbare und sichere Energie in diesem Land.

(Beifall von der SPD und bei der LINKEN.)

Das sehen auch die Bürgerinnen und Bürger so.
Fast zwei Drittel der Bevölkerung lehnt Laufzeitver-
längerungen ab. Sie tun dies aus gutem Grund. Auf
einige wesentliche dieser Gründe will ich eingehen.
Den ersten Punkt halte ich für ganz entscheidend.
Es ist die Frage, wohin wir mit dem hoch radioakti-
ven Nuklearschrott hin sollen. Wohin mit dem Atom-
müll? - Diese entscheidende Frage ist nach wie vor
völlig ungeklärt. Bis heute gibt es auf der ganzen
Welt kein Endlager. Das Bundesamt für Strahlen-
schutz gibt an, dass sich durch die Laufzeitverlänge-
rung der radioaktive Abfall um 4.400 Tonnen erhö-
hen wird. Greenpeace spricht von 6.000 Tonnen.
Ganz gleich, ob es 4.400 oder 6.000 Tonnen sind,
jede einzelne Tonne ist zu viel, vor allem solange wir
nicht wissen, wohin wir mit dem ganzen gefährlichen
Zeug sollen.

(Beifall von der SPD.)

Rund 21.000 Tonnen Atommüll müssen in den kom-
menden Jahrzehnten in Deutschland entsorgt wer-

den. Laut Atomgesetz muss die Frage übrigens bis
spätestens 2030 geklärt sein. Wer glaubt, dass hier
das Sankt-Florians-Prinzip greift, der irrt. Denn der-
zeit laufen bereits Initiativen im Europäischen Parla-
ment und in der EU-Kommission, die verhindern sol-
len, dass der Export von Atommüll in Drittstaaten
stattfindet. Das Problem muss also vor Ort gelöst
werden. Es muss schnell und 100 Prozent sicher ge-
löst werden, denn einen zweiten Versuch haben wir
in diesem Zusammenhang ganz sicher nicht.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, radioakti-
ver Schrott strahlt über eine Million Jahre. Wir kön-
nen ihn nicht getreu dem Motto, nach uns der Atom-
müll, den nachfolgenden Generation überlassen. Es
gilt vielmehr, dass eine Verlängerung der Laufzeiten
ohne Klärung der Frage der Endlagerung verantwor-
tungslos ist und bleibt.

(Beifall von der SPD.)

Kolleginnen und Kollegen, es bleibt im Übrigen auch
sehr teuer; denn die Kosten der Entsorgung entste-
hen der Allgemeinheit und werden dieser über die
Staatskasse aufgebürdet. Um ein Gefühl dafür zu
entwickeln, will ich ein paar Zahlen nennen, was bis-
her an Unsummen für Atommüll-Lagerstätten in
Deutschland ausgegeben worden ist: Endlager-For-
schungen durch den Bund 600 Millionen, Asse II bis
2017 vorgesehen 850 Millionen, Schacht Konrad bis
zur Inbetriebnahme 1,8 Milliarden, Gorleben bis
2007 1,5 Milliarden, Morsleben 2,2 Milliarden Euro -
Milliarden über Milliarden, die ausgegeben werden
müssen, nur um den Atommüll irgendwo unter der
Erde begraben zu können. Wer in diesem Zusam-
menhang noch davon spricht, dass der Atomstrom
eine günstige Form der Stromerzeugung ist, der ver-
kennt die Realität. Das Gegenteil ist der Fall. Würde
man die Zwischen- und Endlagerkosten mit einrech-
nen, wäre die Kernenergie mit Abstand die teuerste
Energieform. Auch das gehört zu einer ehrlich ge-
führten Debatte.

(Beifall von der SPD und bei der LINKEN.)

Der aktuelle Bundeshaushalt ist im Übrigen ein trau-
riger Beleg dafür. Fast ein Drittel des 1,6-Milliarden-
Haushaltes des Umweltministers soll im kommen-
den Haushaltsjahr für die Folgen der Lagerung von
Atommüll ausgegeben werden. Durch die Laufzeit-
verlängerung werden die Kosten natürlich noch wei-
ter steigen. Viel Geld für eine veraltete und hochris-
kante Technologie, Geld, das in den Bereichen Um-
weltschutz, Naturschutz, Klimaschutz und Ausbau
der erneuerbaren Energien fehlt.

Die Energiepolitik der Bundesregierung ist aber nicht
nur wegen der Endlagerfrage teuer für die Strom-
kunden, sondern auch, weil sich aus der Laufzeitver-
längerung eine Zementierung der machtbeherr-
schenden Strukturen der großen vier Energiekonzer-
ne ergibt. Echter Wettbewerb ist Fehlanzeige. Alles

Landtag des Saarlandes - 14. Wahlperiode - 13. Sitzung am 15. September 2010

(Abg. Rehlinger (SPD))

948



bleibt schön beim Alten und die vier Großen diktie-
ren die Preise, denn letztendlich verfügen sie über
80 Prozent der Stromkapazitäten.

Echter Wettbewerb durch Stadtwerke mit kleineren
und dezentralen Kraftwerken oder Wettbewerb auf
Augenhöhe mit erneuerbaren Energien wird so zula-
sten der Stromabnehmer leider erfolgreich verhin-
dert. Auch die angeblich freiwilligen Zahlungen der
Energiekonzerne in den Fonds zum Ausbau der er-
neuerbaren Energien erweisen sich schon jetzt als
wettbewerbsrechtlicher Taschenspielertrick. Ein Bei-
spiel dafür ist das neue KfW-Sonderprogramm für
Offshore-Windanlagen. Dieses Programm ist spezi-
ell so gestrickt worden, dass nur die großen Konzer-
ne davon profitieren und damit gewährleistet ist,
dass das Geld wieder an die Energiekonzerne zu-
rückfließt. Rechte Hosentasche, linke Hosentasche -
mit Wettbewerb hat das mit Sicherheit nichts zu tun.

(Beifall von der SPD und bei der LINKEN.)

Schließlich will ich auf ein drittes wesentliches Argu-
ment gegen die Laufzeitverlängerung eingehen,
nämlich den Umstand, dass durch die unflexiblen
Atomkraftwerke der notwendige Ausbau der erneu-
erbaren Energien gehemmt beziehungsweise ver-
hindert wird. Schon jetzt müssen wir feststellen,
dass Windkraftanlagen abgeschaltet werden müs-
sen, weil der Atomstrom die Netze blockiert. Das ist
insgesamt schlecht für den Klimaschutz, schlecht für
die Versorgungssicherheit, aber auch schlecht für
die vielen zukunftsträchtigen Arbeitsplätze in den in-
novativen Unternehmen in Deutschland. Für uns als
SPD-Fraktion bleibt es dabei: Atomausstieg und
Ausbau der erneuerbaren Energien sind zwei Seiten
ein und derselben Medaille.

(Beifall von der SPD.)

Das Argument, das von der Union ins Feld geführt
wird, dass längere Laufzeiten neue Perspektiven für
den Ausbau der erneuerbaren Energien schaffen, ist
an Unsinnigkeit nicht mehr zu übertreffen. Ein Kom-
mentator der Süddeutschen Zeitung hat geschrie-
ben, so etwas zu behaupten, wäre ungefähr so, als
wollte man den Bau einer Autobahn als Durchbruch
für Fahrradfahrer feiern. - Völlig recht hat er. Das ist
nichts anderes als blanker Unsinn.

(Beifall von der SPD.)

Damit sind wir auch beim Lackmustest für diese
Landesregierung. Wenn das alles blanker Unsinn
ist, zumindest aber der eigene Koalitionsvertrag ei-
nem verordnet, es für Unsinn zu halten, dann muss
man auch entsprechend handeln. Sonst gibt man
sich endgültig der Lächerlichkeit preis und wird in
höchstem Maße unglaubwürdig. Wenn die Bundes-
regierung bei ihrer Haltung bleibt und die Länder
nicht an der Entscheidung im Bundesrat beteiligen
wird, dann muss auch das Saarland eine Verfas-

sungsklage einreichen. Daran führt kein Weg vorbei.
Das ist unsere ganz klare Forderung an die Landes-
regierung.

(Beifall von der SPD.)

Eine Nichtbeteiligung der Länder im Falle der Lauf-
zeitverlängerung ist ein Verfassungsverstoß - eine
Meinung, die quer durch die Republik so geteilt wird,
eine Meinung, die im Übrigen auch unter anderem
der Ex-Präsident des Bundesverfassungsgerichts
und CSU-Mitglied Hans-Jürgen Papier vertritt, im-
merhin eine namhafte Persönlichkeit, die hierzu Po-
sition bezogen hat. Es ist auch eine Meinung, die of-
fensichtlich BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hier im
Land vertreten. Mit Erlaubnis der Präsidentin darf ich
aus dem „Parlamentskurier“ der GRÜNEN zitieren.
Dort hat Frau Willger-Lambert einen Bericht abge-
fasst, in dem steht: „Durch eine Verlängerung der
Laufzeiten kommen auf die Bundesländer ordnungs-
politische, organisatorische und finanzielle Belas-
tungen zu, sodass sie unbedingt Mitspracherecht
verdienen. Darüber kann die Bundesregierung nicht
einfach an der Länderkammer vorbei entscheiden.“
Am Ende heißt es weiter: „Ein Alleingang der Bun-
desregierung ist nicht hinnehmbar. Der Bundesrat
muss bei dieser wichtigen Entscheidung miteinbezo-
gen werden.“

(Zuruf des Abgeordneten Schmitt (CDU).)

Recht hat sie, die Frau Willger-Lambert, völlig recht.
Wenn dem so ist, muss man aber auch danach han-
deln, Herr Kollege Schmitt. Die Meinung der FDP ist
klar. Der Abgeordnete Kühn hat im Namen seiner
Partei den Ausstieg aus dem Ausstieg ausdrücklich
begrüßt. Welcher Meinung allerdings die CDU, na-
mentlich der Ministerpräsident Peter Müller ist, ist
mir auch nach längerer Recherche nicht ganz klar
geworden.

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): Mal so, mal so.)

Denn der Ministerpräsident wechselt seine Meinung
in Sachen Atomenergie und Laufzeitverlängerung
beziehungsweise auch in Bezug auf die notwendige
Beteiligung des Bundesrates nach Belieben. Es
sieht fast so aus, als würde er sie wechseln wie an-
dere Leute ihre Unterwäsche, denn die Wendehal-
sigkeit ist durch nichts mehr zu überbieten.

(Beifall bei der SPD.)

Ich will das gerne belegen. In Berlin hat er im Koaliti-
onsvertrag für eine Laufzeitverlängerung gestimmt.
In Saarbrücken beschließt er einen Koalitionsver-
trag, in dem drinsteht, dass er gegen die von ihm in
Berlin beschlossene Laufzeitverlängerung im Bun-
desrat stimmen muss, wenn er denn gefragt wird.
Vor der Wahl sagt er, und da zitiere ich ebenfalls
gerne als Beleg eine Aussage des Ministerpräsiden-
ten auf abgeordnetenwatch.de vom 27. August
2009: „Ich spreche mich insbesondere auch aus Kli-
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maschutzgründen für eine Laufzeitverlängerung der
bestehenden sicheren Atomanlagen in Deutschland
aus.“ Nach der Wahl steht der Ministerpräsident
plötzlich an der Spitze der Anti-Atomkraftbewegung
und wird nicht müde, dies in ständigen Pressever-
lautbarungen auch noch so zu dokumentieren.

Auch hierzu gerne ein Beleg, SR vom 23. Februar
2010: „Ministerpräsident Müller hat sich gegen eine
Verlängerung der Laufzeit der Atomkraftwerke aus-
gesprochen. Müller sagte der Frankfurter Rund-
schau, er sehe dafür keine plausiblen Gründe.“ Die
vom 27. August müssen ihm wohl abhanden gekom-
men sein. „Die Brückentechnologie sei allenfalls ak-
zeptabel, aber ansonsten sei der Atomausstieg von
den Konzernen selbst unterzeichnet worden.“

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Herr Mini-
sterpräsident, vor allem meine Damen und Herren
von der CDU, wer in diesem Land soll Ihnen denn
noch was glauben? Kein Mensch weiß mehr, wo Sie
stehen. Keiner weiß mehr, wofür die CDU an dieser
Stelle Politik macht.

(Beifall bei der SPD und Teilen der LINKEN.)

Im Übrigen ist der Ministerpräsident bei der Verfas-
sungsklage, ja oder nein, genauso wendehalsig. Ge-
rade wie es passt und wenn es gilt, wird sich ent-
sprechend weggeduckt. In unzähligen Zeitungsinter-
views hat der Ministerpräsident erklärt, die Länder
sind betroffen und müssen deshalb auch im Bundes-
rat gehört werden. Auch hier zum Beleg ein Zitat,
SR 03. Mai 2010: „Saar-Ministerpräsident Peter Mül-
ler geht davon aus, dass der Bundesrat einem Ge-
setz über längere Laufzeiten von Atomkraftwerken
zustimmen muss.“ - Das sagte er dem Handelsblatt.
Es geht weiter: „Ich gehe davon aus, dass der Bun-
desrat einer Laufzeitverlängerung zustimmen muss,
denn die Länder sind bekanntlich vom Vollzug des
Atomgesetzes betroffen.“ So der saarländische Mini-
sterpräsident Peter Müller gegenüber dem Hambur-
ger Abendblatt, Focus Online vom 18. Mai 2010.
Schließlich noch der SR vom 22. August 2010: Die
Länder seien vom Atomgesetz betroffen. Es sei da-
her folgerichtig, dass sie bei einer eventuellen Ver-
längerung der Laufzeit auch zustimmen müssten.

Aktuell wiederum warnt der Ministerpräsident vor ei-
ner Klage,

(Lachen bei der SPD)

so zumindest im „Bericht aus Berlin“. Der Antrag
heute gibt ehrlich gesagt auch keinen größeren Auf-
schluss darüber, was die Haltung der Landesregie-
rung ist. Er enthält lediglich einen Prüfauftrag. Meine
sehr verehrten Damen und Herren, klares Regie-
rungshandeln sieht anders aus.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Eines muss man dem Fraktionsvorsitzenden Meiser
zugute halten: Er wird zumindest etwas deutlicher,
denn er führt aus, dass seiner Meinung nach eine
Klage den Koalitionsvertrag - den er offensichtlich
ohnehin als schon etwas strapaziös ansieht - über-
strapazieren würde. Eine Klage der anderen Länder
würde im Übrigen ausreichen.

(Lachen des Abgeordneten Commerçon (SPD).)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich sage
Ihnen, insbesondere auch an die grüne Adresse ge-
richtet, wenn Sie das Recht auf Mitsprache im Bun-
desrat nicht einklagen, ist die im Koalitionsvertrag
festgehaltene Absage an Laufzeitverlängerungen
das Papier nicht wert, auf dem sie geschrieben
steht.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und Zurufe. - La-
chen des Abgeordneten Schmitt (CDU).)

Das ist eine Politik der dicken Arme, bei der Sie sich
wegducken. Ehrlich gesagt, so eine Politik braucht
niemand hier in diesem Land.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Atom-
energie ist unserer Auffassung nach keine Brücke
ins solare Zeitalter. Auf der Grundlage der bestehen-
den Beschlüsse der Bundesregierung ist sie besten-
falls ein 20 Jahre dauernder Umweg, schlimmsten-
falls eine Sackgasse, in jedem Fall aber ein politi-
scher Irrweg. Wir fordern die saarländische Landes-
regierung auf, ihren Beitrag dazu zu leisten, dass
dieser Irrweg nicht beschritten werden kann. Klagen
Sie gegen eine Nichtbeteiligung im Bundesrat!

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete Rehlinger. Ich eröff-
ne nun die Aussprache. - Das Wort hat der Abgeord-
nete Günter Heinrich von der CDU-Landtagsfraktion.

(Zurufe und Sprechen bei der SPD.)

Abg. Heinrich (CDU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Frau Kollegin Rehlinger, viele von den kritischen Be-
merkungen zur Kernenergie, die Sie eben gemacht
haben, darf ich durchaus als fraktionsübergreifende
Geschäftsgrundlage in diesem Hause ansehen.
Aber ich glaube, Frau Kollegin Rehlinger, auch heu-
te ist hier nicht der Platz, um ein Horrorszenario zu
zeichnen. In Ihre sachliche Bewertung hätte hinein-
gehört, dass weltweit über 400 Atomkraftwerke in
Planung oder im Bau sind. In die Bewertung hätte
auch hineingehört, dass gerade zur Entsorgungsfra-
ge in einer überregionalen Zeitung heute Morgen
Folgendes dringestanden hat. Es sei eine Entwick-
lung im Gange, dass in zirka 15 Jahren der Atom-
müll weitestgehend seiner Gefährlichkeit beraubt
werden kann,
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